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Der Landesbetrieb Vermögen und Bau Baden-Württemberg hat auch im zweiten 
Jahr seines Bestehens die positive Entwicklung fortgesetzt und die Wirtschaftlich-
keit des staatlichen Bau- und Immobilienwesens weiter verbessert. 

Die fi nanziellen Handlungsspielräume des Landes sind trotz steigender Steuerein-
nahmen nicht wesentlich größer geworden. Denn wir müssen gerade jetzt in Zeiten 
sprudelnder Steuerquellen die Chance nutzen, den Landeshaushaushalt nachhaltig 
zu konsolidieren. Nur so lässt sich vermeiden, dass beim nächsten Abschwung er-
neut Schulden gemacht werden müssen. Sämtliche Ausgaben sollen durch Einnah-
men fi nanziert werden. Deshalb ist es wichtig, weiterhin kostenbewusst und wirt-
schaftlich orientiert zu denken und zu handeln. So bin ich erfreut, dass der 
Landesbetrieb Vermögen und Bau Baden-Württemberg beim Grundstücksveräuße-
rungsprogramm des Landes seine sehr guten Ergebnisse aus dem Vorjahr weiter ge-
steigert hat. Mit einem Verkaufserlös von 155 Mio. Euro wurde ein erheblicher Bei-
trag zur Haushaltskonsolidierung erwirtschaftet.

In der Staatlichen Vermögens- und Hochbauverwaltung wird mit den betriebswirt-
schaftlich orientierten Ansätzen und den Neuen Steuerungsinstrumenten sehr er-
folgreich gearbeitet. Durch den Einsatz moderner Technik vom computerunterstütz-
ten Planen über die EDV-Programme zur Projektsteuerung bis hin zur Kosten- und 
Leistungsrechnung hat der Landesbetrieb die in diesem Bereich an ihn gestellten 
Anforderungen vorbildlich gelöst. Der Weg hin zu noch größerer Transparenz er-
möglicht Regierung und Landtag eine bessere Steuerung in dem wichtigen Feld der 
staatlichen Vermögens- und Unterbringungsaufgaben.

Der Staat muss für den effektiven Einsatz von Haushaltsmitteln durch klare Auf-
tragsvergabe und kompetente Auftragskontrolle sorgen. Er ist auch verantwortlich 
für eine bedarfsgerechte und wirtschaftliche Bereitstellung und Nutzung von Flä-
chen für die öffentliche Aufgabenerfüllung. Diese vielfältigen Aufgaben erfüllen die 
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter des Landesbetriebs Vermögen und Bau Baden-
Württemberg kompetent und zuverlässig.

Ich danke der Betriebsleitung und allen Beschäftigten für die sehr guten Ergebnisse 
und wünsche dem Landesbetrieb für die Zukunft weiterhin alles Gute und viel 
Erfolg!

Finanzminister Gerhard Stratthaus
Finanzministerium Baden-Württemberg





Die Landesregierung hat im Juli 2005 das Klimaschutzkonzept 2010 für Baden-
Württemberg beschlossen. Es handelt sich um ein umfassendes Initiativprogramm, 
mit dem das Land einen Beitrag zur Umsetzung der nationalen und internationalen 
Klimaschutzziele leistet. Die Energiesparmaßnahmen bei den landeseigenen Liegen-
schaften stellen einen wichtigen Baustein bei der Umsetzung dieses Programms dar.

Energiesparen ist eines der ganz wichtigen Zukunftsthemen. Deshalb werden wir 
bei allen Sanierungsmaßnahmen verstärkt auf einen möglichst geringen Energiever-
brauch in unseren Gebäuden achten. Bei Neubauprojekten soll bereits in der Pla-
nungsphase das Thema Energiesparen eine noch größere Rolle spielen. Ferner wer-
den wir erneuerbare Energieträger zukünftig stärker nutzen. Auch im Rahmen der 
Nachhaltigkeitsstrategie des Landes wird der staatliche Hochbau eine ökologische 
und ökonomische Vorreiterrolle übernehmen. Nachhaltiges Bauen trägt dazu bei, in 
allen Phasen im Lebenszyklus eines Gebäudes den Verbrauch von Energie und an-
deren Ressourcen zu minimieren. Angesichts der rund 8.500 landeseigenen Gebäu-
de ist dies von erheblicher Bedeutung und hat eine Vorbildwirkung über die öffent-
liche Verwaltung hinaus. Der Neubau des Instituts für Umweltmedizin und 
Krankenhaushygiene in Freiburg ist ein aktuelles Beispiel dafür, wie der Umwelt-
schutzgedanke in hervorragender Weise berücksichtigt wird.

Die Staatliche Vermögens- und Hochbauverwaltung hat eine große Bandbreite von 
Aufgaben. Der Schwerpunkt unserer baulichen Tätigkeit liegt derzeit bei der Sanie-
rung und Modernisierung der Hochschulgebäude. Es sind aber auch gezielte Investi-
tionen in Zukunftsfelder des Hochtechnologie-Standorts Baden-Württemberg un-
verzichtbar. Mit dem Neubau für Funktionelle Nanostrukturen wird an der 
Universität Karlsruhe im Rahmen der Exzellenzinitiative ein absolut innovatives 
Forschungszentrum realisiert.

Im Immobilienmanagement wird die breit angelegte Veräußerungsstrategie fortge-
setzt, weitere PPP-Verfahren werden auf den Weg gebracht. Denn bei den PPP-Aus-
schreibungen zur Justizvollzugsanstalt Offenburg und dem Justizzentrum Heidel-
berg hat sich gezeigt, dass hier Potenzial für eine wirtschaftliche Realisierung 
notwendiger Bauprojekte liegt. Um unsere Anforderungen an eine hochwertige Ar-
chitektur und nachhaltige Technikkonzepte durchzusetzen, loben wir auch bei PPP-
Verfahren in geeigneten Fällen Architektenwettbewerbe aus. 

Mit den erzielten Ergebnissen hat der Landesbetrieb bewiesen, dass er für die anste-
henden Aufgaben gut gerüstet ist.

Ministerialdirigent Thomas Knödler
Leiter der Staatlichen Vermögens- und Hochbauverwaltung 
Baden-Württemberg
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Auch im zweiten Jahr seit seiner Einrichtung hat sich der Landesbetrieb Vermögen 
und Bau Baden-Württemberg bewährt. Im Bau- und im Vermögensbereich wurden 
mit insgesamt 985 Mio. Euro sechs Prozent mehr umgesetzt als im Vorjahr. Parallel 
dazu wurde die Anzahl der Mitarbeiter von 1.733 um drei Prozent auf 1.682 redu-
ziert.

Weil der Erfolg jeder Einrichtung in hohem Maße durch die Zufriedenheit der Kun-
den und Mitarbeiter bestimmt wird, haben das Finanzministerium und die Betriebs-
leitung, entsprechende Befragungen veranlasst. Das Ergebnis ist sehr gut ausgefallen. 
Die Beschäftigten haben die Integration von Vermögen und Bau positiv angenom-
men. Dies freut mich ganz besonders, da die Integration von zwei früher getrennten 
Verwaltungen – der ehemaligen Staatlichen Liegenschaftsverwaltung und der ehe-
maligen Staatlichen Hochbauverwaltung – unterschiedliche Fachleute im Sinne einer 
gesamtheitlichen Denkweise zusammenbrachte.

Die Befragung der Mitarbeiter hat ergeben, dass die Kundenzufriedenheit allen Be-
schäftigten wichtig ist. Der Dienstleistungsgedanke konnte somit fl ächendeckend 
verankert werden. Doch auch mit dem eigenen Arbeitsplatz sind die Beschäftigten 
mehr als zufrieden. Die eigene Tätigkeit, die interne Zusammenarbeit, die Arbeits-
atmosphäre, das Betriebsklima und der kooperative Führungsstil im Landesbetrieb 
wurden als positiv bewertet.

Die Kundenbefragung hat bestätigt, dass der Dienstleistungsgedanke tatsächlich 
umgesetzt wird. Die Dienststellen aller Ressorts wurden danach befragt, wie sie die 
Arbeitsqualität der Ämter und die Freundlichkeit der Mitarbeiter einschätzen. Die 
Bewertung der Dienstleistungen sowie das Verhalten der Mitarbeiter wurden bei ei-
ner überdurchschnittlichen Kundenbeteiligung durchweg sehr positiv bewertet. 

Auch im Bereich der Staatlichen Schlösser und Gärten wurde hervorragend gearbei-
tet. Trotz wirtschaftlich schwierigen Zeiten hat es der Landesbetrieb geschafft, die 
ihm anvertrauten Kulturschätze 3,2 Millionen Besuchern nahezubringen. Das ent-
spricht einer Steigerung von drei Prozent gegenüber dem Vorjahr.

Der Landesbetrieb will sich auf den erworbenen Lorbeeren nicht ausruhen und 
wird versuchen, sich weiter zu verbessern. Mit motivierten Mitarbeitern und seiner 
Kundenorientierung ist der Landesbetrieb auch für die künftigen Aufgaben gut ge-
rüstet.

Direktor Armin-Hagen Berberich 
Leiter des Landesbetriebs Vermögen und Bau Baden-Württemberg
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Landesbetrieb Vermögen und Bau Baden-Württemberg
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Der Landesbetrieb Vermögen und Bau 
Baden-Württemberg ist Teil der Staatli-
chen Vermögens- und Hochbauverwal-
tung Baden-Württemberg im Geschäfts-
bereich des Finanzministeriums. 
Er besteht aus der Betriebsleitung mit 
Sitz in Stuttgart und 15 nachgeordneten 
Betriebsteilen – den Ämtern, die für die 
Aufgaben vor Ort zuständig sind. Ver-
mögen und Bau Baden-Württemberg ist 
unternehmerisch ausgerichtet, rechtlich 
unselbstständig und organisatorisch von 
der unmittelbaren Landesverwaltung ge-
trennt. Der Landesbetrieb übt die Ei-
gentümer- und Bauherrenfunktion für 
alle dem Geschäftsbereich des Finanzmi-
nisteriums zugeordneten Landesimmo-
bilien mit einem Gesamtwert von über 
20 Mrd. Euro aus. Er ist vor allem für die 
Unterbringung der Behörden und Ein-
richtungen des Landes zuständig. Bei 
der zentralen Wahrnehmung der Liegen-
schafts- und Bauaufgaben des Landes 
stehen Wirtschaftlichkeit und hohe 
Qualität an oberster Stelle. Als kompe-
tenter Immobilien-Dienstleister entlas-
tet Vermögen und Bau Baden-Württem-
berg die Nutzer von den für diese 
fachfremden Aufgaben.

Mit 1.682 engagierten Mitarbeiterinnen 
und Mitarbeitern betreute der Betrieb im 
Geschäftsjahr 2006 rund 8.500 landesei-
gene Gebäude mit 9,5 Mio. m² Fläche, 
35.000 ha Grundstücke und rund 1.900 
Anmietungen mit einer Mietfl äche von 
1,3 Mio. m². Fachleute des Immobilien-, 
Gebäude- und Baumanagements bilden 
ein betriebswirtschaftlich ausgerichtetes 
Kompetenz- und Servicezentrum. Die 
Leistungen aus einer Hand umfassen 
den gesamten Lebenszyklus einer Im-
mobilie. Außerdem betreut und präsen-
tiert der Landesbetrieb die Staatlichen 
Schlösser und Gärten.

Der Landesbetrieb 
Vermögen und Bau Baden-Württemberg 
und seine Aufgaben
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Neubau Institut 
für Pathologie 

Universitätsklinikum 
Freiburg
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Immobilienmanagement

Die Staatliche Vermögens- und Hoch-
bauverwaltung schafft die räumlichen 
Voraussetzungen für die Aufgabenerfül-
lung des Staates. Der Betrieb vertritt das 
Land als Grundeigentümer und gewähr-
leistet damit, dass bei der Verwaltung 
und Verwertung der Landesimmobilien 
das Gemeinwohlinteresse beachtet wird.

Veräußerungsoffensive und LIG
Im Jahr 2006 wurde mit einem Erlös 
von rund 155 Mio. Euro aus Immobilien-
verkäufen das Ergebnis des Vorjahres 
um rund 15 Mio. Euro übertroffen – ob-
wohl bei anhaltender Verkaufstätigkeit 
die Objekte immer schwieriger zu ver-
markten sind. Dies war möglich durch 
effi zient arbeitende Projektteams, ein 
straffes Portfoliomanagement sowie eine 
kreative Clusterung der Objekte. 

Der Immobilienbestand wurde durch 
den Verkauf der Objekte, die für 
Landeszwecke entbehrlich sind, weiter 
dem Bedarf angepasst. Im Rahmen einer 
breit angelegten Strategie wurden Im-
mobilien vom Bauplatz über das Erb-
baugrundstück bis hin zu entbehrlich 
gewordenen Verwaltungsreformobjekten 
veräußert. Dabei gab es in geeigneten 
Fällen Nachbietverfahren, um für das 
Land bestmögliche Preise zu erzielen.

Aus dem Verkauf von Erbbaugrundstü-
cken wurden etwa 39 Mio. Euro und aus 
dem Verkauf von Baugrundstücken rund 
18 Mio. Euro erzielt. 

Der Verkauf entbehrlicher Verwaltungs-
reformobjekte und Wohnungsverkäufe 
führte zu Einnahmen von rund 34 Mio. 
Euro bzw. 9 Mio. Euro. 

Die Zusammenarbeit mit der Landes- 
immobiliengesellschaft (LIG) hat ge-
zeigt, dass bei dauerhaft für Landeszwe-
cke benötigten Objekten „Sale-and-
rent-back“-Lösungen nach Wirtschaft-
lichkeitsgrundsätzen nicht verfolgt wer-
den sollten. Auf das Know-how der LIG 
soll nun bei der Vermarktung von Erb-
baurechtsgrundstücken, Landkreisob-
jekten aus der Verwaltungsreform und 
gegebenenfalls landwirtschaftlichen 
Grundstücken zurückgegriffen werden. 

Investorenmaßnahmen/
ÖPP-Modelle
Als ein vom Immobilienmanagement 
durchzuführendes sogenanntes Öffent-
lich-Privates-Partnerschafts-Modell 
(ÖPP-Modell) konnte der Neubau der 
Justizvollzugsanstalt Offenburg erfolg-
reich an eine Firma vergeben werden. 
Auch das Justizzentrum Heidelberg wur-
de als ÖPP-Modell der zweiten Genera-
tion (also mit Betrieb) ausgeschrieben. 
Der Zuschlag wurde zwischenzeitlich 
erteilt. 

Beide Projekte haben gezeigt, dass über 
transparente Vergabeverfahren sowohl 
wirtschaftliche als auch architektonisch 
ansprechende Unterbringungslösungen 
hoher baulicher Qualität gefunden wer-
den können. Die vorgeschalteten Teil-
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nahmewettbewerbe ermöglichten eine 
gezielte Suche nach leistungsfähigen 
Bietern, die für die Realisierung großer 
Bauprojekte und deren dauerhaften Be-
trieb verantwortlich sind. Auch die Er-
fahrungen und Lösungsvorschläge mit-
telständischer Unternehmen konnten im 
Rahmen der Investorenausschreibungen 
berücksichtigt werden.

Schließlich werden mit kombinierten 
Verfahren neue Wege beschritten. So 
werden in Abstimmung mit der Archi-
tektenkammer Baden-Württemberg 
Möglichkeiten gesucht, eine qualitativ 
hochwertige Architektur mit wirtschaft-
lichen und funktionalen Bau- und Fi-
nanzierungsmodellen zu verbinden. Für 
die Berufsakademie Heidenheim wurde 
nach vorausgegangenem Architekten-
wettbewerb ein Bieterwettbewerb aus-
geschrieben, der dann die Grundlage für 
ein Verhandlungsverfahren zur Realisie-
rung einer ÖPP-Maßnahme sein wird.

Das Immobilienmanagement ist als steu-
ernde und koordinierende Stelle in stän-
digem Kontakt mit der Wirtschaft. 
Durch ein optimales und effi zientes 
Ausschreibungs- und Vertragsmanage-
ment können für das Land wirtschaft-
liche Lösungen realisiert werden.

Neubau Institut für 
Umweltmedizin und 

Krankenhaushygiene
Universitätsklinikum 

Freiburg
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Gebäudemanagement

Das Gebäudemanagement erbringt 
sämtliche technischen, infrastrukturellen 
und kaufmännischen Leistungen zur Auf-
rechterhaltung und Optimierung des 
Betriebs und der Bewirtschaftung der 
landeseigenen und angemieteten Grund-
stücke und Gebäude. Ein Schwerpunkt 
bildet die zentrale Steuerung und Durch-
führung des Beschaffungsmanagements 
mit einem jährlichen Volumen von rund 
155 Mio. Euro – primär für Energie, War-
tung und Reinigung. 

Klimaschutzkonzept 2010
Die Landesregierung Baden-Württem-
berg hat 2000 entschieden, die CO

2
-

Emissionen im Zeitraum von 2000 bis 
2010 um zwölf Mio. Tonnen pro Jahr zu 
reduzieren. Hieraus ergibt sich auch eine 
Verpfl ichtung des Landesbetriebs Ver-
mögen und Bau Baden-Württemberg im 
Umgang mit den landeseigenen Gebäu-
den. Ziel ist es, die CO

2
-Emissionen der 

landeseigenen Liegenschaften bis zum 
Jahr 2010 gegenüber dem Jahr 2000 um 
weitere zehn Prozent zu verringern. Die 
vorliegende Zwischenbilanz (Energiebe-
richt) zeigt, dass dieses Ziel erreichbar 
ist. Der Landesbetrieb Vermögen und 
Bau Baden-Württemberg hat sich ver-
pfl ichtet, bei großen Neubau- und Sa-
nierungsmaßnahmen den Einsatz erneu-
erbarer Energien zu prüfen und bei der 
Einrichtung oder Modernisierung von 
Heizzentralen die Verwendung von Bio-
masse als Energieträger in die Varianten-
untersuchung einzubeziehen. Ökolo-
gische Gesichtspunkte werden schon 
seit 1993 mit einem inzwischen fortge-

schriebenen fi ktiven Umweltfaktor 
quantitativ berücksichtigt. Seit Mitte 
2006 kann ein weitergehender Umwelt-
bonus in Höhe von 20 Prozent der Inve-
stitionskosten im Rahmen der notwen-
digen Wirtschaftlichkeitsberechnung 
alternativ berücksichtigt werden. Vor 
diesem Hintergrund führte die Wirt-
schaftlichkeitsberechnung z. B. beim 
Neubau der Justizvollzugsanstalt Offen-
burg mit 500 Haftplätzen zu der Ent-
scheidung, Holzpellets als Brennstoff für 
die Wärmeerzeugung zu verwenden. Im 
Jahr 2006 wurden für Energiesparmaß-
nahmen an der Gebäudehülle landesei-
gener Gebäude 7,6 Mio. Euro und für 
Energiesparmaßnahmen an technischen 
Anlagen 7,7 Mio. Euro investiert. Durch 
diese Maßnahmen wurden im Jahr 2006 
insgesamt 7.260 Tonnen CO

2
 eingespart 

und damit der Zielwert von 5.000 Ton-
nen/Jahr übertroffen.

Energieverbrauch
Im Rahmen des Konzeptes zur verstärk-
ten Betriebsüberwachung und Senkung 
der Betriebskosten wurden 2006 bei 
sechs Planungsvorhaben Energie-Soll-
wertvorgaben gemacht. Zur Betriebsop-
timierung erfolgte 2006 bei vier Liegen-
schaften die sogenannte Erstkontrolle 
der Leistungs- und Verbrauchsdaten 
technischer Anlagen nach Übergabe an 
den Nutzer. Im Rahmen des 2006 be-
gonnenen Pilotprojekts Energiepartner-
schaft werden die Mitarbeiter einiger 
ausgewählter Verwaltungen über Ener-
giesparmöglichkeiten am Arbeitsplatz
informiert und zu Einsparungen moti-
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Senkung der Netznutzungsentgelte par-
tizipieren kann.

Schwerpunktuntersuchungen
Das Gebäudemanagement untersucht 
bei Objekten derselben Nutzungsart re-
gelmäßig die gebäudebezogenen Soll-/
Ist-Werte, um die Betriebskosten zu op-
timieren. Die Ergebnisse und ermit-
telten Einsparpotenziale werden in Bro-
schüren zusammengefasst dargestellt. So 
wurden bereits Finanzämter und Ge-
richtsgebäude untersucht. 2006 wurde 
mit der Schwerpunktuntersuchung „Be-
triebskosten von Polizeidirektionen“ be-
gonnen. Sie ist auf drei Jahre angelegt. 
Von den landesweit 36 Polizeidirekti-
onen werden grundsätzlich alle Gebäu-
de ab 1.000 m² Nutzfl äche auf einen 
wirtschaftlichen Gebäudebetrieb sowie 
auf Optimierungsmöglichkeiten (inve-
stiver und nichtinvestiver Art) unter-
sucht. Die ermittelten Optimierungs-
maßnahmen werden nach Prüfung der 
Wirtschaftlichkeit umgesetzt.

Reinigungscontrolling
2006 wurden die steuerungsrelevanten 
Vertrags-, Kosten- und Leistungsdaten 
von 1.306 Reinigungsverträgen des Lan-
desbetriebs in SAP ausgewertet. Die äm-
terübergreifenden Ergebnisse sowie die 
gebildeten Kennwerte wurden den Äm-
tern zur Verfügung gestellt. Zur ge-
zielten Kostenminimierung werden die 
Daten künftig jährlich stichtagsbezogen 
ausgewertet.

viert. Die beauftragte Klima- und Ener-
gieagentur Baden-Württemberg hat dazu 
in Zusammenarbeit mit der Pädago-
gischen Hochschule Freiburg ein Nut-
zersensibilisierungskonzept entwickelt. 
Für die Württembergische Landesbiblio-
thek in Stuttgart und das Naturwissen-
schaftliche Zentrum II in Stuttgart-Pfaf-
fenwald wurden zwei neue Energie-
sparverträge abgeschlossen. Durch Inve-
stitionen der Contractoren von 2,4 Mio. 
Euro und einem Bauzuschuss des Landes 
können jährlich 2.600 Tonnen CO

2
 ein-

gespart werden. 

Stromausschreibung
2006 wurde der Stromlieferbezug für 
den Lieferzeitraum 2007/2008 europa-
weit ausgeschrieben und vergeben. Die 
Ausschreibung erfolgte im Auftrag von 
79 Nutzern (davon 66 externe Auftrag-
geber, z. B. zivile Bundesverwaltungen, 
Landesbetriebe). Die Ausschreibungs-
masse von rund 3.300 Abnahmestellen 
mit einer Vergabemenge von 930 GWh 
wurde in sechs Regionallose und fünf 
Universitätslose aufgeteilt. Die Auftrags-
summe betrug brutto 137 Mio. Euro. 
Aufgrund der Änderung der gesetz-
lichen Rahmenbedingungen und der 
hiermit verbundenen Genehmigungs-
pfl icht der Stromnetznutzungsentgelte 
durch die Bundesnetzagentur/Landesre-
gulierungsbehörde wurde eine Preisan-
passungsklausel entwickelt und erstmals 
in die Vertragsbedingungen eingearbeitet. 
Auf diese Weise wurde sichergestellt, 
dass das Land an der zu erwartenden
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Volumen des Bauhaushalts 2006

Bezirksbau gesamt 155,2 Mio. Euro

davon

Große Baumaßnahmen 69,1 Mio. Euro

Kleine Baumaßnahmen 11,1 Mio. Euro

Bauunterhalt 75,0 Mio. Euro

Hochschulbau einschl. Universitäts-

kliniken gesamt 279,4 Mio. Euro

davon

Große Baumaßnahmen 208,7 Mio. Euro

Kleine Baumaßnahmen           10,6  Mio. Euro

Bauunterhalt 60,1 Mio. Euro

Wirtschaftsplan- und 

Drittmittel 47,3 Mio. Euro

Kernaufgabe des Baumanagements im 
Landesbetrieb Vermögen und Bau Ba-
den-Württemberg ist die Planung und 
Ausführung von Baumaßnahmen ein-
schließlich der Sanierungen sowie der 
Bauunterhalt zur Werterhaltung des Ge-
bäudebestands. Dies schließt auch 
Grundsatzuntersuchungen zu Planungs- 
und Baufragen ein.

Bei allen Baumaßnahmen des Landes 
übernimmt die Staatliche Vermögens- 
und Hochbauverwaltung die Bauherren-
funktion oder wird im Auftrag von Drit-
ten tätig. Dies betrifft z. B Baumaßnah-
men mit Gesamtbaukosten bis vier Mio. 
Euro für die Universitätskliniken und 
Maßnahmen im Rahmen der Wirtschafts-
pläne der Landesbetriebe und der lan-
deseigenen GmbHs.

Für baufachliche Leistungen beauftragt 
der Landesbetrieb überwiegend freibe-
rufl ich tätige Architekten und Ingeni-
eure. Die Projektsteuerung, das Control-
ling und die Beratung der nutzenden 
Verwaltungen übernimmt grundsätzlich 
das eigene Personal. Auf diese Weise 
werden ein der Nutzung angemessener 
Standard in Verbindung mit hoher bau-
licher Qualität erreicht, ökonomische 
und ökologische Belange berücksichtigt 
und ein wertvoller Beitrag zur Pfl ege der 
Baukultur geleistet. Die fachkundigen 
Mitarbeiter gewährleisten insbesondere 
bei speziellen Bauaufgaben wie z. B. für 
Hochschulen, Polizei und Justiz oder im 
Umgang mit historischer Bausubstanz 
ein hohes Niveau.

Baumanagement

Dem Ziel verpfl ichtet, durch hochwer-
tige Architektur und nachhaltige Tech-
nikkonzepte einen qualitätvollen Beitrag 
zum Baugeschehen zu leisten, wurden 
für geeignete Vorhaben Architektenwett-
bewerbe ausgelobt. Die energetische Be-
urteilung der Entwürfe gewinnt zuneh-
mend an Bedeutung und wird ausdrück-
lich gewertet. 2006 wurden im Hoch-
schulbereich drei Wettbewerbe ausge-
lobt. Zudem ist der Wettbewerb „Men-
schenaffenhaus Wilhelma“ erfolgreich 
durchgeführt worden. 

Im Bereich „Kunst am Bau“ wurden im 
Jahr 2006 Aufträge mit einem Gesamt-
volumen von 604.000 Euro erteilt und 
ausgeführt. In der Regel erfolgt die Ver-
gabe der Aufträge aufgrund von Wettbe-
werbsentscheidungen der Kunstkom-
mission. Diese ist bei der Betriebsleitung 
angesiedelt. 

Vermögen und Bau Baden-Württemberg 
betreut auch die Freianlagen. Der Lan-
desbetrieb sorgt bei Neuanlagen für Pla-
nung und Durchführung, im Bestand 
für Unterhaltung und Pfl ege der Grün-
fl ächen. Dabei werden ästhetische, öko-
logische, naturschutzrechtliche und his-
torische Faktoren berücksichtigt.

Für Baumaßnahmen hat der Landesbe-
trieb im Jahr 2006 480 Mio. Euro veraus-
gabt. 

Im Jahr 2006 wurden drei Projekte des 
Landesbetriebs beim Wettbewerb „Bei-
spielhaftes Bauen“ ausgezeichnet. 

Erweiterungsbau der
Kinderklinik Ulm
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Der Aufgabenbereich Hochschulbau 
umfasst

 9 Universitäten
 4 Universitätskliniken
42 nicht universitäre Hochschulen
 (Fachhochschulen, Kunsthochschu- 
 len, Musikhochschulen, Pädagogi- 
 sche Hochschulen)
 3 sonstige Hochschulen
 (Polizei, Forst, Verwaltung)
 5 Berufsakademien

Die Aufgabenschwerpunkte beim Planen 
und Bauen haben sich stark verändert. 
Nach Jahrzehnten des kontinuierlichen 
Auf- und Ausbaus der Hochschulland- 
schaft und der intensiven Nutzung der 
hoch installierten Häuser steht nun die 
Sanierung und Modernisierung im Vor-
dergrund. Die Bestandsfl ächen sollen 
optimiert, die technische Gebäudeaus-
stattung erneuert werden. Neben der 
Konsolidierung des Gebäudebestandes 
sind aber auch gezielte Investitionen in 
Zukunftsfelder des Hochtechnologie-
Standorts Baden-Württemberg unver-
zichtbar. 

Hochschulbau

Neubau 24-Stunden-Bibliothek
Universität Karlsruhe
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Bedeutende Baumaßnahmen
Große Sanierungsbaumaßnahmen sind 
derzeit vor allem an Universitäten mit 
naturwissenschaftlicher Ausrichtung ge-
plant oder werden bereits umgesetzt. 
Schwerpunkte bilden weiterhin die Uni-
versitäten Heidelberg (Biochemie, Che-
mie und Pharmazie), Konstanz (Biolo-
gie), Tübingen (Chemie), Freiburg 
(Biologie, Physiologie) und Karlsruhe 
(Chemie). Hinzu kamen im Jahr 2006 
der Bereich der Biosystemanalyse an der 
Universität Freiburg und die Bereiche 
Physik und Mathematik an der Universi-
tät Karlsruhe.

Folgende wichtige Neubauten, mit de-
nen entweder unwirtschaftlich gewor-
dene Bausubstanz ersetzt oder Raum für 
neue Studiengänge bzw. Themenbe-
reiche geschaffen wurden, konnten im 
Jahr 2006 abgeschlossen werden:

· Neubau Mensa Schwäbisch-Gmünd, 
· Neubau 24-Stunden-Bibliothek 
 Karlsruhe,
· Neubau Informatik Hochschule 
 Furtwangen, 
· Neubau der Fachhochschule Aalen.

Mit dem Neubau für Funktionelle Na-
nostrukturen wird an der Universität 
Karlsruhe im Rahmen der Exzellenzini-
tiative ein innovatives Forschungszent-
rum realisiert. Hoch installierte Spezial-
labore, Reinraumlabore und multi-
funktionale Ausstellungs- bzw. Veranstal-
tungsbereiche sind Teile dieses Projekts. 

Neubau für die Informatik
Hochschule Furtwangen
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Neubau Institut 
für Pathologie

Universitätsklinikum Freiburg

den zweiten Bauabschnitt beginnen. 
Außerdem wurden in Freiburg der Neu-
bau des Instituts für Pathologie sowie 
der Neubau für Umweltmedizin und 
Krankenhaushygiene fertiggestellt und 
in Betrieb genommen.

In Heidelberg nimmt die Verlagerung 
des Zentrums für Frauengesundheit mit 
der Planung eines ersten Bauabschnitts 
konkrete Formen an. Die Ausführung 
des Neubaus der Kinderklinik liegt im 
Zeitplan. In der Psychiatrischen Klinik 
konnte mit den Sanierungsmaßnahmen 
begonnen werden.

Der Neubau eines Laborgebäudes für 
die Zahn-, Mund- und Kieferheilkunde 
in Tübingen erhielt die Baufreigabe. Ein 
Masterplan soll Möglichkeiten für die 
künftige bauliche Entwicklung der Me-
dizinischen Klinik in Tübingen auf dem 
Schnarrenberg aufzeigen. In Planung be-
fi nden sich in Tübingen auch der drin-
gend erforderliche Erweiterungsbau und 
die Neuordnung der Psychiatrischen 
Klinik.

Beim Neubau der Chirurgie und Der-
matologie Ulm hat das Universitätsklini-
kum die Bauherrenfunktion übernom-
men. Der Landesbetrieb erbringt bei 
dieser anspruchsvollen und komplexen 
Baumaßnahme die Projektsteuerung. 
Die letzten Bauabschnitte der Sanierung 
und Erweiterung der Ulmer Urolo-
gischen Klinik auf dem Michelsberg 
werden ausgeführt. Fertiggestellt werden 
konnte 2006 der Erweiterungsbau der 
Kinderklinik Ulm. 

Das Aufgabengebiet Klinikbau umfasst 
landesweit die vier Universitätskliniken 
in Freiburg, Heidelberg, Tübingen und 
Ulm. In den nächsten Jahren wird es 
beim Klinikbau besonders darauf an-
kommen, mit innovativen Planungs- und 
Technologiekonzepten dem steigenden 
Leistungs- und Kostendruck im Gesund-
heitswesen zu begegnen. Die Zunahme 
von Hightech-Geräteausstattungen in 
den Untersuchungs- und Behandlungs-
bereichen soll mit einer menschlichen, 
freundlichen Atmosphäre in den Auf-
enthalts- und Pfl egebereichen ausgegli-
chen werden. Ziel ist, dem Patienten das 
Gefühl zu vermitteln, dass moderne Me-
dizintechnik und freundlich gestaltete 
Räume keinen Widerspruch darstellen.

Neben mehreren Sanierungs- und Mo-
dernisierungsmaßnahmen konnten auch 
einige Neubauten begonnen werden. 
Eine besondere Herausforderung aller 
Beteiligten sind die häufi gen Sanie-
rungs- und Modernisierungsmaßnahmen 
bei laufendem Betrieb. 

Bedeutende Maßnahmen
2006 konnte mit dem Neubau und der 
damit verbundenen Neuordnung der 
Medizinischen Klinik der Universitäts-
klinik Freiburg begonnen werden. Für 
Freiburg wird dieses Projekt ganz erheb-
liche Verbesserungen und Synergieef-
fekte innerhalb des Gesamtklinikums 
mit sich bringen. Der erste Bauabschnitt 
der Sanierung und Modernisierung der 
Frauenklinik Freiburg wurde in diesem 
Jahr fertiggestellt. Gleichzeitig konnten 
die Planungen für den noch anstehen-

Klinikbau
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Neubau Lehrgebäude 
Pharmazeutische Biotechnologie
Hochschule Biberach
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Bauliche Maßnahmen für vielfältige 
Nutzer aus allen Fachressorts bestim-
men den Bezirksbau. Das Spektrum 
reicht von Neu- und Umbauten bis zu 
Bauunterhaltungs- und Sanierungsmaß-
nahmen. In Anbetracht sinkender Haus-
haltsmittel überwiegen solche Maßnah-
men zur Substanzerhaltung, die mit 
einer Flächenmehrung verbunden sind. 
Immer wichtiger werden der Aspekt der 
denkmalpfl egerischen Substanzerhaltung 
und der Schutz historisch wertvoller 
Bausubstanz.

Die Unterbringung der Ministerien und 
nachgeordneter Behörden stellt nach 
wie vor einen Schwerpunkt der bau-
lichen Aufgaben dar. Auch die Verwal-
tungsreform mit der Integration der 
Sonderbehörden in die Landratsämter 
und Regierungspräsidien hat neue An-
forderungen an das Unterbringungs- 
und Baumanagement gestellt. Geblieben 
ist vor allem die Bauzuständigkeit für 
die Justiz mit den Gerichten und Voll-
zugsanstalten, für die Innenverwaltung 
mit den Regierungspräsidien und den 
Polizeidienststellen sowie für die Finanz-
verwaltung. Bauliche Aufwendungen im 
Zusammenhang mit der großen Zahl 
von Sondereinrichtungen aller Ressorts 
bilden einen weiteren Aufgabenschwer-
punkt. Baumaßnahmen an den kirch-
lichen Lastengebäuden sowie für Dritte 
runden das Aufgabenspektrum ab. 

Bezirksbau

Gerichte
Die Sanierung und der Umbau von be-
stehenden, teilweise denkmalgeschütz-
ten Gerichtsgebäuden standen auch 
2006 im Vordergrund der baulichen Ak-
tivitäten. Durch die Konzentration der 
Registergerichte auf landesweit vier 
Standorte waren Erweiterungen notwen-
dig, die sowohl durch Anmietungen, als 
auch durch Umbaumaßnahmen ermög-
licht wurden. In Mannheim wurden in-
nerstädtische Quartiersrandgebäude er-
worben und für die Zwecke des Land-
gerichts und Registergerichts umgebaut.

Justizvollzugsanstalten
Das größte Projekt, der mit 80 Mio. 
Euro veranschlagte Neubau einer Voll-
zugsanstalt in Offenburg, wurde durch 
ein ämterübergreifendes Planerteam auf 
Basis der Erfahrungen beim Neubau der 
Justizvollzugsanstalt Schwäbisch Hall als 
sogenannte A- und C-Ausschreibung 
vorbereitet. Aufgrund dieser alternativen 
Ausschreibung wurde der Zuschlag ei-
ner Investorenlösung erteilt. 
Mit einem offi ziellen Baggerbiss konnte 
Anfang Dezember 2006 der Baubeginn 
eingeleitet werden. 
Bis 2009 sollen hier 440 Haft- und 60 
Sozialtherapieplätze entstehen.

Umfangreiche Sanierungs- und Siche-
rungsmaßnahmen wurden in den Justiz-
vollzugsanstalten Rastatt und Bruchsal 
und im Justizvollzugskrankenhaus auf 
dem Hohenasperg bei Ludwigsburg 
durchgeführt.
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Polizeidrektion
Offenburg

Polizeigebäude
Strukturelle Änderungen durch die Ver-
waltungsreform hatten an vielen Stand-
orten bauliche Maßnahmen zur Folge, 
insbesondere im Bereich der Polizeipos-
ten. Im Frühjahr 2006 konnte das Richt-
fest für den Neubau der Polizeidirektion 
in Rottweil mit rund 12 Mio. Euro Ge-
samtbaukosten gefeiert werden. In Of-
fenburg wurde nach mehrjährigem Um-
bau und Aufstockung ein Gebäude der 
ehemaligen La-Horie-Kaserne der Poli-
zeidirektion übergeben. Ein benach-
bartes Gebäude war zur Schule umge-
baut worden, sodass diese Anlage als 
gelungenes Beispiel für die erfolgreiche 
Umnutzung eines ehemaligen Militär-
standorts gilt. 

Allen Planungen für die Polizei liegen 
seit Jahren übergeordnete einheitliche 
Defi nitionen der Standards zugrunde. 
Zur Fortschreibung und Aktualisierung 
dieser Regelungen wurde eine Arbeits-
gruppe aus Vertretern des Innenministe-
riums und des Landesbetriebs gebildet. 
Wesentliches Ziel ist es, den Regelungs-
bedarf ohne Vernachlässigung qualitativer, 
programmatischer und sicherheitstech-
nischer Standards auf ein unerlässliches 
Maß zu begrenzen. Weiterhin wird es 
auch darum gehen, die technischen 
Grundlagen für den Bau von Polizei- 
und Justizgebäuden den aktuellen Be-
dürfnissen der Nutzer und dem Stand 
der Technik anzupassen.
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Baden-Baden
Kurhaus-Casino

Roter Saal
Vielfalt im Bezirk
Der Bezirksbau hat vielfältige Aufgaben, 
die sich an den Bedürfnissen der Nutzer 
orientieren. Die prominenten Bauten 
des Landes entlang der Kulturmeile der 
Landeshauptstadt Stuttgart werden um-
fangreich saniert: das Landtagsgebäude, 
das Haus der Abgeordneten und die 
Staatsgalerie. Der Umbau des Anliefe-
rungsbereichs des Kulissengebäudes der 
Württembergischen Staatstheater konn-
te im Nachgang zum Neubau des Zen-
trallagers (Investorenmaßnahme) fertig-
gestellt werden. Die Neubauten für die 
Schweinezuchtanstalt in Boxberg wur-
den zum Teil bereits in Betrieb genom-
men. In Künzelsau wurde das Schloss-
gymnasium im Rahmen des IZBB- 
Förderprogramms zur Ganztagsschule 
umgebaut. In Baden-Baden erhielten die 
Säle des Spielcasinos eine umfangreiche 
Verjüngungskur.

Die bauliche Betreuung umfasst einen 
umfangreichen Denkmalbestand. Die 
Objekte der Staatlichen Schlösser und 
Gärten erfordern regelmäßige Investiti-
onen und Sicherungsarbeiten. Im Jahr 
2006 wurden z. B. die Fassbaukapelle 
des Heidelberger Schlosses, die Moschee 
und das Badhaus im Schwetzinger 
Schlossgarten saniert.
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Die Staatlichen Schlösser und Gärten 
(SSG) bewahren, erhalten und pfl egen 
das kulturelle Erbe. Sie präsentieren die 
Objekte kunden- und serviceorientiert 
und vermitteln durch Führungen mit Er-
lebnischarakter Wissen und Bildung. 
Dabei sollen die Objekte möglichst vie-
len Zielgruppen durch vielfältige, inno-
vative Angebote in Kooperation mit 
verschiedenen Institutionen und Part-
nern zugänglich gemacht werden. Ziel 
ist es, die Finanzierung des laufenden 
Betriebs durch Einnahmen unter größt-
möglicher Schonung der historischen 
Substanz zu erwirtschaften.

Vermögen und Bau Baden-Württemberg 
obliegt die Betreuung von über 250 lan-
deseigenen Schlössern, Klöstern, Gär-
ten, Burgen und Ruinen. Davon sind 51 
für Besucher geöffnet und werden die-
sen von den Staatlichen Schlössern und 
Gärten oder deren Beauftragten mit 
Führungen oder anderen Besichtigungs-
angeboten präsentiert.

2006 haben rund 3,2 Mio. Besucher und 
damit 100.000 Besucher mehr als im 
Vorjahr an Besichtigungen, Führungen 
und Veranstaltungen in den Staatlichen 
Schlössern und Gärten teilgenommen. 
Die meist besuchten Objekte sind wei-
terhin das Heidelberger Schloss mit 
über eine Mio. Besuchern, Schloss und 
Garten Schwetzingen mit rund 600.000 
und Schloss Ludwigsburg mit über 
260.000 Besuchern. Die Einnahmen be-
trugen rund 12 Mio. Euro. 

Staatliche 
Schlösser und Gärten

Treppenhaus
Schloss Mannheim
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Davon entfallen 6,8 Mio. Euro auf Ein-
trittsgelder und 4,9 Mio. Euro auf Ver-
mietung und Verpachtung.

In 20 Objekten fanden knapp 4.000 Son-
derführungen statt, an denen insgesamt 
80.000 Besucher teilnahmen. Angeboten 
wurden 350 Themen. Das Erfolgsrezept 
für hohe Besucherzahlen ist eine 
Mischung aus kunst- und baugeschicht-
lichem Spezialwissen, kombiniert mit 
unterhaltsamen und spannenden Ele-
menten, historisch interpretiert und 
mitunter als Rollenspiel umgesetzt.

 
Sonderveranstaltungen
Das 200-Jahr-Jubiläum der Erhebung 
Württembergs zum Königreich bot 2006 
die Gelegenheit, die württembergischen 
Schlösser als „Königsschlösser“ und 
Schauplätze der Geschichte ins öffent-
liche Bewusstsein zu rücken. Das Jubilä-
umsprogramm der Staatlichen Schlösser 
und Gärten umfasste mit 18 verschie-
denen Sonderführungsthemen in Lud-
wigsburg, Stuttgart und Bebenhausen 
das gesamte Spektrum von Napoleons 
erstem Besuch in Ludwigsburg bis zum 
Ende der Monarchie. 

Als königliche Gartenanlagen wurden 
der Ludwigsburger Schlossgarten und 
die Wilhelma in Stuttgart herausgestellt. 
Der Südwestrundfunk (SWR) konnte 
für das Thema „Speisen wie ein König“ 

in Schloss Ludwigsburg gewonnen wer-
den. Als festlichen Höhepunkt fasste 
eine szenische Veranstaltung im Lud-
wigsburger Schlosstheater das gesamte 
Jubiläumsprogramm zusammen. 

Unter dem Titel „Hauptgewinn ein 
Schloss – Glück und Glanz der Hohen-
lohe“ fand vom 13. Mai bis 1. November 
2006 im Schloss Weikersheim eine Son-
derausstellung statt. Der 250. Todestag 
des für die Grafschaft Hohenlohe-Wei-
kersheim überaus bedeutenden Grafen 
Carl Ludwig bot den Anlass für diese 
Veranstaltung. 

In der ehemaligen Zisterzienserabtei Be-
benhausen beleuchtete die Ausstellung 
„… der rechte Gottesdienst gelehrt … 
Vom Mannskloster zur Knabenschule“ 
die zweieinhalb Jahrhunderte, in denen 
Bebenhausen Klosterschule war. 

Im Jahr 2006 wurde das große Schloss-
projekt Mannheim wesentlich vorange-
bracht. Neben den Innenausbauten 
konnten vor allem umfangreiche Restau-
rierungsmaßnahmen in die Wege gelei-
tet und umgesetzt werden. Mit der Aus-
arbeitung der Schlossräume gelangte das 
Schlossprojekt in die Endphase. Unter 
dem Motto „Wachgeküsst“ wurde das 
Mannheimer Schloss in das öffentliche 
Bewusstsein gerückt.

Höfisches 
Scenario
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Historische Gärten
Erhebliche Aufwendungen galten auch 
2006 der Pfl ege und Präsentation der 
historischen Gärten. Der bundesweite 
Schwerpunkt zum Tag des offenen 
Denkmals lautete „Rasen, Rosen und 
Rabatten“ und bot Anlass für zahlreiche 
gut besuchte Sonderführungen und Aus-
stellungen. 

Herausragendes Ereignis war die Unter-
zeichnung des Antrags zur Aufnahme 
von Schwetzingen in die UNESCO-
Welterbeliste. Das in den Management-
plan eingearbeitete Parkpfl egewerk stellt 
eine maßgebliche Säule im Umsetzungs-
prozess und in der Evaluierung des An-
tragsvorhabens dar. 

Kunstgut
In enger betriebsinterner Zusammenar-
beit zwischen Konservatoren und Res-
tauratoren wird das Kunstgut konserva-
torisch betreut. Grundlage bilden die 
Inventare der Objekte, die auch 2006 
weiter vervollständigt und verfeinert 
wurden. 

Service Center
In den großen SSG-Objekten Heidel-
berg und Schwetzingen wurde der Füh-
rungsbetrieb nach einer Ausschreibung 
an eine Fremdfi rma vergeben. Dieses 
Outsourcing von Serviceleistungen dient 
der Einsparung von Personal und soll 
bei weiteren Objekten vorgenommen 
werden. 

Thronsaal
Schloss Mannheim
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Als eine von Förderbehörden und Trä-
gern unabhängige, baufachlich kompe-
tente Beratungs- und Prüfi nstanz leistet 
der Landesbetrieb einen wichtigen Bei-
trag zur gesetzeskonformen und wirt-
schaftlichen Verwendung öffentlicher 
Mittel.

2006 wurden für die Förderung nach 
dem Krankenhausfi nanzierungsgesetz 
(KHG) insgesamt 28 Förderanträge über 
475 Mio. Euro zur Prüfung vorgelegt, 
was einer Steigerung von über 50 Pro-
zent gegenüber dem Vorjahr entspricht. 
Das geprüfte Fördervolumen stieg ent-
sprechend auf 232 Mio. Euro. Diese Stei-
gerung ist vor allem auf das Großprojekt 
der neuen Kinder- und Frauenklinik in 
Stuttgart mit einer Bausumme von ins-
gesamt rund 290 Mio. Euro zurückzu-
führen. 

Im Bereich der sogenannten Zuwen-
dungsmaßnahmen betrug das geprüfte 
Fördervolumen 125 Mio. Euro für 25 
Zuwendungsmaßnahmen. Bei neun 
Maßnahmen wurde das Förderverfahren 
mit der Prüfung der Verwendungsnach-
weise und einem Gesamtvolumen von 
28 Mio. Euro abgeschlossen.

Vermögen und Bau Baden-Württemberg 
hat mit der Bedarfs- und Kostenplanung 
Arbeits- und Planungshilfen geschaffen, 
die sicherstellen, dass Gebäude wirt-
schaftlich ausgelegt, gebaut und betrie-
ben werden können. Hiervon profi tiert 
nicht nur die eigene Verwaltung, son-
dern auch der Nutzer der einzelnen 
Fachressorts, der mit fundiertem Grund-
lagenwissen unterstützt wird. In diesem 
Zusammenhang werden neue Sollkenn-
werte entwickelt und Erfahrungen und 
Erkenntnisse analysiert, zusammenge-
stellt und fortgeschrieben, die aus der 
Erstellung und Nutzung von Gebäuden 
gewonnen werden. 

Viele Produkte, gerade im Bereich der 
Kostenplanung, werden mittlerweile in 
den meisten Bauverwaltungen der Län-
der und des Bundes und bei freiberuf-
lich tätigen Architekten und Ingeni-
euren eingesetzt, um zweckmäßige und 
wirtschaftliche Lösungen zu erreichen. 
Der Rechnungshof Baden-Württemberg 
hat in früheren Jahren schon festgestellt, 
dass die Anwendung des „Instrumenten-
kastens“ der Grundlagenarbeit eine jähr-
liche Einsparung von rund 60 Mio. Euro 
erwirtschaftet.

Fachaufgaben
Grundlagenarbeit

Bauberatung Dritter Bedarfs- und 
Kosten planung
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Der Umgang mit Energie ist zentrales 
Thema in der öffentlichen Diskussion. 
Der Bürger verlangt vom Staat Rechen-
schaft über den Umgang mit Energie 
und Wasser. Schon seit Jahren erfasst 
die Staatliche Vermögens- und Hoch-
bauverwaltung Verbräuche, Kosten und 
CO

2
-Emissionen für die Landesgebäude 

in Baden-Württemberg. Die Ergebnisse 
werden fortlaufend in umfangreichen 
Energieberichten veröffentlicht. 2006 er-
schien der Energiebericht über die Jahre 
2000 bis 2004. 

Demnach ist der Wärmeverbrauch der 
Universitäten, Universitätskliniken und 
insbesondere der sonstigen Landesge-
bäude rückläufi g – eine Folge der Sanie-
rungs- und Modernisierungsmaßnah-
men. Allerdings sind die Wärmekosten 
aufgrund der Preiserhöhungen deutlich 
gestiegen. 

Für den Strom zeigt sich trotz aller Ein-
sparbemühungen beim Verbrauch und 
den Kosten immer noch eine steigende 
Tendenz. Dies ist vor allem auf die um-
fangreichere technische Ausstattung im 
Labor- und Medizin- sowie im DV-Be-
reich mit Servern, dazugehörigen Klima-
anlagen, Einzelplatz-PCs und Druckern 
zurückzuführen, aber auch auf zusätz-
liche Flächen in neuen Gebäuden. Die 
Nutzungszeiten der Beleuchtung und 
der DV-Ausstattung steigen durch ver-
längerte Arbeitszeiten. Dieser Tendenz 
soll in Zukunft durch Abschalten nicht 
benutzter Geräte und vor allem der Be-
leuchtung entgegengewirkt werden. 

Der Wasserverbrauch und die Wasser-
kosten sind nahezu konstant.

Durch energetische Optimierung im Be-
stand, das Anlagen- und Energiecontrol-
ling sowie die Errichtung energieeffi zi-
enter Bauten – wo möglich unter 
Einsatz erneuerbarer Energien – sank 
der absolute Wärmeverbrauch und mit 
ihm die CO

2
-Emission bis 2004 auf etwa 

461.000 Tonnen jährlich. Dies entspricht 
einer Reduzierung gegenüber 2000 um 
etwa sieben Prozent und gegenüber 
1990 um etwa 25 Prozent. 

Energiebericht
2000 bis 2004
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Personal

Querschnittsbereiche

Staatliche Schlösser und Gärten

Gebäudemanagement

Immobilienmanagement

Baumanagement

Zum 31. Dezember 2006 waren im Lan-
desbetrieb Vermögen und Bau Baden-
Württemberg 1.682 Mitarbeiterinnen 
und Mitarbeiter beschäftigt. Hinzu kom-
men 160 Mitarbeiterinnen und Mitarbei-
ter, die beurlaubt waren bzw. sich in der 
Freistellungsphase der Altersteilzeit be-
fanden. 

Im Bereich der Staatlichen Schlösser 
und Gärten wurden, wie bereits im Vor-
jahr, vorwiegend für den Führungsbe-
trieb zusätzlich 260 Aushilfskräfte mit 
Saisonverträgen beschäftigt.

Der Landesbetrieb beendete das Ge-
schäftsjahr 2006 mit folgender Mitarbei-
terstruktur (Personen ohne Beurlaubte): 

Beamte 753

Angestellte 831

Arbeiter 98

Gesamt 1.682

Gegenüber dem Berichtsjahr 2005 ver-
ringerte sich der Personalbestand um 51 
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter. Im 
Rahmen von Stellenstreichungen wur-
den im Geschäftsjahr 21 Stellen abge-
baut. Dies erfolgte durch Verzicht auf 
Nachbesetzungen, beispielsweise bei Al-
tersabgängen.

2006 gingen im Landesbetrieb nahezu 
1.600 Bewerbungen um einen Ausbil-
dungsplatz ein. 167 junge Menschen ab-
solvierten zum Stichtag 31. Dezember 
2006 eine Ausbildung.

Personalverteilung auf die 
Aufgaben

Ausbildung im Geschäftsjahr 2006

Baureferendare (höherer 

bautechnischer Dienst) 4

Bauoberinspektoranwärter 

(ge hobener bautechnischer Dienst) 17

Regierungsinspektoranwärter 

(gehobener nichttechnischer Dienst) 79

Regierungssekretäranwärter 

(mittlerer nichttechnischer Dienst) 19

Auszubildende 48

Gesamt 167

Bedarfsgerechte Fortbildung hat einen 
hohen Stellenwert im Landesbetrieb. So 
konnten 2006 mehr als 1.000 Teilnehmer 
durch Seminare, Schulungen und 
Dienstbesprechungen ihre persönlichen 
und fachlichen Qualifi kationen erhöhen.



Gesamtauftragsvolumen nach 
Arten der Vergabe
       
  europaweite Verfahren  

  Offenes Verfahren 

  Nichtoffenes Verfahren 

  Verhandlungsverfahren  

  nationale Verfahren 

  Öffentliche Ausschreibungen 

  Beschränkte Ausschreibungen 

  nach Teilnahmewettbewerb 

  Beschränkte Ausschreibungen  

  Freihändige Vergaben     

  Kleinaufträge < 10.000 Euro     

  Bestellscheinverfahren     
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Die Öffentliche Ausschreibung bzw. das 
Offene Verfahren war bei einem Auf-
tragswert über 10.000 Euro das Regelver-
fahren. Die Qualität bei der Ausschrei-
bung und der Vergabe, insbesondere 
von Bauleistungen, konnte weiter gestei-
gert werden. Durch eine weitgehend 
fachlosweise Ausschreibung und Verga-
be der Leistungen wird der mittelstän-
dischen Struktur des Landes Rechnung 
getragen.

Vergaben

Der Landesbetrieb Vermögen und Bau 
Baden-Württemberg legt als öffentlicher 
Auftraggeber größten Wert auf die Ein-
haltung des Wettbewerbs, die Transpa-
renz der Vergabeverfahren sowie die 
Gleichbehandlung der Wettbewerbsteil-
nehmer.

Vergabeverfahren auf Grundlage 
der VOB/A und VOL/A
2006 wurden 3.010 nationale, formge-
bundene Vergabeverfahren (ohne Ver-
fahren < 10.000 Euro) sowie 230 europa-
weite Ausschreibungen durchgeführt. 
Das Gesamtauftragsvolumen betrug ins-
gesamt über 500 Mio. Euro.
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Verhandlungsverfahren

Suchverfahren

Direktaufträge

Vergabeverfahren für freiberufl iche 
Leistungen sowie Nachprüfungs-
verfahren
2006 wurden für freiberufl iche Leistun-
gen 1.606 Aufträge mit einem Auftrags-
volumen von rund 24 Mio. Euro erteilt. 
In europaweiten Verfahren nach VOF 
wurden hierfür 17 Auftragnehmer ausge-
wählt, 90 Auftragnehmer in Verfahren 
nach den Richtlinien für die Beteiligung 
freiberufl ich Tätiger (RifT).

Alle europaweiten Vergabeverfahren 
bieten wenig Anlass für Auseinanderset-
zungen. 2006 wurden fünf Nachprü-
fungsverfahren beantragt. Von diesen 
haben die Antragsteller in zwei Fällen 
ihren Antrag wieder zurückgenommen, 
in einem Fall das Land. In den übrigen 
Fällen hat die Vergabekammer zuguns-
ten des Landes entschieden. Zudem 
wurde eine für das Land positive Entschei-
dung aus dem Jahr 2005 in zweiter Ins-
tanz durch das OLG Karlsruhe bestätigt.
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Ausblick
Vor dem Hintergrund des von der Lan-
desregierung angestrebten ausgegliche-
nen Haushalts steht der Landesbetrieb 
vor der anspruchsvollen Aufgabe, ein 
umfassendes Modernisierungs- und Sa-
nierungsprogramm, insbesondere im Be-
reich der Hochschulgebäude, bei gleich-
zeitig weitergehendem Personalabbau 
umzusetzen.

Die hoch installierten Institutsgebäude 
der Natur- und Ingenieurwissenschaften 
sowie die gestiegenen Anforderungen 
im Umwelt- und Sicherheitsbereich stel-
len besondere Herausforderungen für 
das Bau- und Gebäudemanagement dar. 
Als Beispiele können der Brandschutz, 
die Wärmedämmung sowie die Lüf-
tungs- und Heizungstechnik genannt 
werden.

Wichtige Themen bleiben weiterhin die 
zweckmäßige und bedarfsgerechte Un-
terbringung der Landeseinrichtungen, 
die Prüfung neuer Finanzierungsformen 
und die Schaffung zusätzlicher Anreize, 
um die Nutzer stärker in die Kostenver-
antwortung einzubinden.

Vermögen und Bau Baden-Württemberg 
wird mit seinen qualifi zierten und moti-
vierten Mitarbeiterinnen und Mitarbei-
tern weiterhin die Vorgaben der Landes-
regierung im Immobilien- und Baube-
reich umsetzen und die Aufgaben mit 
einem Höchstmaß an Wirtschaftlichkeit 
erledigen.

Ausblick und
Wirtschaftlichkeit
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Baumanagement
Den Bauausgaben in Höhe von 434 Mio. 
Euro (ohne insgesamt 47 Mio. Euro für 
Dritte und Maßnahmen aus Wirtschafts-
plänen) stehen Aufwendungen in Höhe 
von 54 Mio. Euro für Personal- und 
Sachkosten gegenüber. Die Quote von 
Aufwand zu Bauausgaben beträgt damit 
12,47 Prozent und konnte gegenüber 
dem Vorjahr (13,32 Prozent) um fast ein 
Prozent verbessert werden. 

Kap. 1208, 1220, 1221 EUR

Bauunterhalt 135.102.378

Kleine Baumaßnahmen 21.634.377

Große Baumaßnahmen - GBM

Einzeltitel/Sammeltitel 160.984.776

Baufi nanz/Sonderbauprogramme 84.785.462

Zukunftsoffensive II 1.464.368

Zukunftsoffensive III 30.602.440

Dritte

Wirtschaftsplan 29.099.021

Drittmittel 18.198.992

Summe 481.871.814

Gebäudemanagement
9,5 Mio. m² Nettogrundrissfl äche (NGF) 
stehen 167 Mio. Euro Aufwendungen für 
Personal, Sachaufwand, kalkulatorische 
Miete und Betriebskosten gegenüber. 
Die Quote von Aufwand zu NGF be-
trägt 17,57 Euro/m²/Jahr (Vorjahr: 16,64 
Euro/m²).

Die Steigerung in Höhe von sechs Pro-
zent lässt sich auf die Preissteigerung im 
Energiesektor zurückführen. Die Kosten 
für die Energiebewirtschaftung liegen im 
Haushaltsjahr 2006 mit 77 Mio. Euro um 
7,8 Mio. Euro über den Aufwendungen 
von 2005. Die Steigerung entspricht 
11,35 Prozent. Dagegen sind die Sach- 
und Personalkosten im Bereich Gebäu-
debewirtschaftung von 8,9 Mio. Euro im 
Vorjahr auf 8,8 Mio. Euro in 2006 leicht 
gesunken.
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Immobilienmanagement
Im Bereich des Immobilienmanage-
ments beträgt der Gesamtumsatz 360 
Mio. Euro (Vorjahr: 334 Mio. Euro). Der 
Betrag setzt sich hauptsächlich zusam-
men aus Mietausgaben 104 Mio. Euro, 
Mieteinnahmen 45 Mio. Euro, Einnah-
men Grundstücksverkehr – vorwiegend 
Erlöse aus dem Verkauf entbehrlicher 
Liegenschaften – 155 Mio. Euro. Der 
Personal- und Sachaufwand beläuft sich 
für den Bereich des Immobilienmanage-
ments auf insgesamt 9,7 Mio. Euro.

Kap. 1209 und Grundstock EUR

Einnahmen 

Mieteinnahmen 45.100.440

Pachteinnahmen 

(in 1 enthalten) 0

Erlöse aus der Veräußerung 

von Immobilien 155.946.836

sonstige Einnahmen

(z. B. Einräumung von Grund- 

dienstbarkeiten plus Erbbauzinsen) 8.823.870

Einnahmen insgesamt 209.871.146

Ausgaben

Erwerb von Immobilien 25.278.687

Miete und Pacht 104.087.109

Gebäudebewirtschaftungskosten 159.116.773

sonstige Ausgaben 20.985.045

Anwaltskosten 0

(in 4 enthalten)

Ausgaben insgesamt 309.467.614

Die Wirtschaftlichkeit der Geschäftstä-
tigkeit zeigt sich vor allem im Bereich 
des Grundstücksverkehrs. Der Umsatz 
in diesem Bereich beträgt 181 Mio. Euro. 
Bei einer am Markt üblichen Makler-
courtage von 3,5 Prozent (Untergrenze) 
wäre ein Aufwand in Höhe von 6,3 Mio. 
Euro (Vorjahr: 5,6 Mio. Euro) entstan-
den. Von den 9,7 Mio. Euro Sach- und 
Personalaufwand entfallen dagegen im 
Landesbetrieb nach der Kosten- und 
Leistungsrechnung lediglich 3 Mio. Euro 
(Vorjahr: 2,5 Mio. Euro) auf den Grund-
stücksverkehr. Damit beträgt der Auf-
wand des Betriebs nur rund die Hälfte 
im Vergleich zu einer Vergabe an den 
Markt. 

Bei der Grundstücksverwaltung liegen 
die Personal- und Sachausgaben im Jahr 
2006 bei 2,3 Mio. Euro (Vorjahr: 2,2 Mio. 
Euro), bei der sonstigen Vermögensver-
waltung bei 1,5 Mio. Euro (Vorjahr: 3,1 
Mio. Euro).

Der Landesbetrieb konnte im Immobili-
enmanagement trotz gestiegener Umsät-
ze die Personal- und Sachkosten leicht 
senken und damit auch in diesem Be-
reich gegenüber dem Vorjahr seine Er-
gebnisse weiter verbessern.



34

Haushalt

1 Bilanz

Aktiva 31.12.2006 01.01.2006

EUR EUR EUR EUR

A. Anlagevermögen

I. Immaterielle Vermögensgegenstände

1. Lizenzen an Rechten und Werten 48.609,00 56.880,00

2. Erworbene Software 27.321,00 75.930,00 26.105,00 82.985,00

II. Sachanlagen

1. Technische Anlagen und Maschinen 351.278,00 410.945,00

2. Andere Anlagen, Betriebs- und Geschäftsausstattung 3.677.060,00 4.342.705,00

3. Verrechnung Anlagenzugang 91.463,00 4.119.801,00 0,00 4.753.650,00

4.195.731,00 4.836.635,00

B. Umlaufvermögen

I. Vorräte

1. Roh-, Hilfs- und Betriebsstoffe 231.869,92 176.442,80

II. Forderungen und sonstige Vermögensgegenstände

1. Forderungen aus Lieferungen und Leistungen 1.018.177,60 221.456,25

2. Sonstige Forderungen und Vermögensgegenstände 365.060,52 867.165,44

3. Forderungen geg. Unternehmen mit denen 

ein Beteiligungsverhältnis besteht 0,00 13.845.986,38

4. Forderungen Umsatzsteuer 0,00 1.383.238,12 0,00 14.934.608,07

III. Schecks, Kassenbestand und

Guthaben bei Kreditinstituten 11.833.615,30 26.416,60

13.448.723,34 15.137.467,47

C. Rechnungsabgrenzungsposten 23.411,18 7.116,24

D. Nicht durch Eigenkapital gedeckter Fehlbetrag 31.950.625,77 32.631.768,33

Summe Aktiva 49.618.491,29 52.612.987,04
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Passiva 31.12.2006 01.01.2006

EUR EUR

A. Eigenkapital

Nettoposition 0,00 0,00

Gewinnrücklagen 0,00 0,00

Vortrag aus Vorperioden 0,00 0,00

Ergebnisvortrag 90.544.151,05 0,00

Entnahmen aus Gewinn-Rücklagen 0,00 0,00

Einstellungen in Gewinn-Rücklagen 0,00 0,00

Bilanzverlust 90.544.151,05 0,00

Bilanzgewinn 0,00 0,00

0,00 0,00

B. Sonderposten Kostenerstattungen invest. Bereich 4.104.268,00 4.836.635,00

C. Sonstige Rückstellungen 17.122.232,65 16.458.535,68

D. Verbindlichkeiten

1.         Verbindlichkeiten aus Lieferungen und Leistungen 1.441.262,73 216.228,37

2.         Sonstige Verbindlichkeiten 73.397,63 186.989,88

3.         Verbindlichkeiten gegen verbundene Unternehmen 26.527.531,81 30.851.610,98

4.         Verbindlichkeiten Umsatzsteuer 309.354,79 36.078,55

28.351.546,96 31.290.907,78

E. Rechnungsabgrenzungsposten 40.443,68 26.908,58

Summe Passiva 49.618.491,29 52.612.987,04
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2 Gewinn- und Verlustrechnung

01.01.–31.12.2006 01.01.–31.12.2005

EUR EUR

1. Umsatzerlöse 12.811.036,25 101.261.869,06

Umsatzerlöse 7.437.816,49 6.827.148,50

Erträge aus Vermietung und Verpachtung 5.306.009,22 5.099.026,07

Erträge aus Leistungsabgeltung 0,00 89.274.673,06

Sonstige Umsatzerlöse 67.210,54 61.021,43

2. Sonstige betriebliche Erträge 5.195.138,52 5.589.885,20

Exigenzen 2.227.427,27 2.995.849,45

Weitere sonstige betriebliche Erträge 2.967.711,25 2.594.035,75

3. Materialaufwand 6.963.291,60 6.224.399,44

„Aufwendungen für Roh-, Hilfs- und 

Betriebsstoffe und für bezogene Waren“ 511.728,39 439.479,12

Aufwendungen für bezogene Leistungen 6.451.563,21 5.784.920,32

4. Personalaufwand 93.528.250,43 93.582.101,44

Löhne und Gehälter 67.860.890,38 69.578.101,62

Sonstige Personalaufwendungen 546.743,95 496.770,47

Soziale Abgaben und Aufwendungen 

für Altersversorgung 19.620.642,42 20.332.326,30

Beihilfen      2.009.947,50 1.893.596,44

Sonstiger Sozialaufwand 3.490.026,18 1.281.306,61

5. Abschreibungen                   1.780.774,86 1.635.344,62

6. Sonstige betriebliche Aufwendungen   5.748.446,79 5.059.706,91

7. Zinsen und ähnliche Aufwendungen 519.602,55 348.344,33

Ergebnis der gewöhnlichen Geschäftstätigkeit -90.534.191,46 1.857,52

8. Außerordentliche Erträge     12.061,23 11.084,59

Außerordentliche Aufwendungen     13.103,34 0,00

Außerordentliches Ergebnis -1.042,11 11.084,59

9. Sonstige Steuern  8.917,48 12.942,11

Jahresüberschuss -90.544.151,05 0,00
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3 Anhang

Allgemeine Erläuterungen
Der Jahresabschluss zum 31.12.2006 erfolgt gemäß § 74 Landeshaushaltsordnung (LHO) nach 
den Vorschriften des Handelsgesetzbuches. Sofern landesrechtliche Regelungen vom Handels-
recht abweichende Bestimmungen enthalten, werden diese berücksichtigt.
Für die Gliederung der Gewinn- und Verlustrechnung wird das Gesamtkostenverfahren ge-
wählt.

3.1 Bilanzierungs- und Bewertungsmethoden
Aktiva
Entgeltlich erworbene immaterielle Vermögensgegenstände werden zu Anschaffungskosten er-
fasst und linear über ihre Nutzungsdauer planmäßig abgeschrieben.
Bei der Festlegung der Nutzungsdauer für abnutzbare Vermögensgegenstände wird die landes-
einheitliche und vom Finanzministerium bekannt gemachte Nutzungsdauertabelle zugrunde 
gelegt.
Entgeltlich erworbene geringwertige Wirtschaftsgüter (GWG) der immateriellen Vermögensge-
genstände werden im Zugangsjahr vollständig abgeschrieben.
Sachanlagen werden zu Anschaffungs-/Herstellungskosten abzüglich planmäßiger linearer Ab-
schreibungen bewertet.
Den planmäßigen Abschreibungen liegt die vom Finanzministerium bekannt gemachte Nut-
zungsdauertabelle (s. o.) zugrunde.
Die geringwertigen Wirtschaftsgüter des Sachanlagevermögens werden im Zugangsjahr voll-
ständig abgeschrieben.
Vorräte werden zu Anschaffungs-/Herstellungskosten unter Berücksichtigung des Niederstwert-
prinzips bilanziert.
Forderungen und sonstige Vermögensgegenstände werden zum Nennwert bilanziert.
Liquide Mittel werden zum Nennwert angesetzt.

Passiva
Rückstellungen werden nach vernünftiger kaufmännischer Beurteilung in Höhe der wahr-
scheinlichen Inanspruchnahme gebildet.
Eine Rückstellung für Verpfl ichtungen aus Beamtenpensionen wird aufgrund der Vorgaben des 
Finanzministeriums nicht gebildet. Der Landesbetrieb wird nach § 26 LHO durch die Zahlung 
eines zurzeit gültigen 30-prozentigen Versorgungszuschlags an das LBV von den entspre-
chenden Verpfl ichtungen befreit (vgl. VwV-Haushaltsvollzug 2006 vom 21. Dezember 2006, 
Ziff. 12.3). Die 30 Prozent beziehen sich dabei auf die ruhegehaltsfähigen Dienstbezüge der 
planmäßigen Beamten.

Die Verbindlichkeiten werden zum Rückzahlungsbetrag angesetzt.
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3.2 Erläuterungen zur Schlussbilanz 2006

Anlagevermögen
Die Entwicklung der Anlageposten im Jahr 2006 ergibt sich aus dem Anlagespiegel.

Umlaufvermögen
Vorräte
Beim Vorratsvermögen in Höhe von TEUR 231 (Schlussbilanz 2005: TEUR 176) 
handelt es sich im Wesentlichen um Toner, Druckerpatronen, Papier und Reini-
gungsmittel.

Forderungen und sonstige Vermögensgegenstände
Sämtliche Forderungen des Landesbetriebs Vermögen und Bau Baden-Württemberg 
haben eine Restlaufzeit von weniger als einem Jahr.
Die Forderungen aus Lieferungen und Leistungen in Höhe von TEUR 1.018 
(Schlussbilanz 2005: TEUR 221) umfassen im Wesentlichen solche aus Vermietung 
und Verpachtung.
Die sonstigen Forderungen und Vermögensgegenstände in Höhe von TEUR 365 
(Schlussbilanz 2005: TEUR 867) umfassen hauptsächlich Ersatzleistungen vom Lan-
desbetrieb Bundesbau Baden-Württemberg, die debitorischen Kreditoren, das zum 
Bilanzstichtag bestehende Guthaben der Porto-Freistempler sowie ein Guthaben bei 
der Deutschen Bahn AG aus einem Abonnement.
Im Zusammenhang mit dem landesinternen Cash-Pooling wurden in der Schlussbi-
lanz 2005 Forderungen gegenüber Unternehmen, mit denen ein Beteiligungsverhält-
nis besteht, in Höhe von TEUR 13.846 ausgewiesen. Nach Auffassung des Finanzmi-
nisteriums Baden-Württemberg stellen diese Beträge keine Forderungen dar, weil 
sie dem Landesbetrieb trotz Cash-Pooling auf dem Betriebsmittelkonto zur Verfü-
gung stehen. Die vom Cash-Pooling betroffenen Beträge werden deshalb ab dem 
Haushaltsjahr 2006 unter dem Punkt „Schecks, Kassenbestand und Guthaben bei 
Kreditinstituten“ ausgewiesen.

Flüssige Mittel
Die liquiden Mittel in Höhe von TEUR 11.833 (Schlussbilanz 2005: TEUR 26) um-
fassen Guthaben bei Kreditinstituten sowie die Bestände der Zahlstellen, Handvor-
schüsse und Geldannahmestellen. Die Abweichung gegenüber der Schlussbilanz 
2005 ist bedingt durch die Umgruppierung der vom Cash-Pooling betroffenen Be-
träge.
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Aktive Rechnungsabgrenzung
Die aktiven Rechnungsabgrenzungsposten in Höhe von TEUR 23 betreffen haupt-
sächlich Zeitungen, Porto und Kfz-Steuer.
 
Nicht durch Eigenkapital gedeckter Fehlbetrag
Das Eigenkapital setzt sich aus der Nettoposition als fortgeschriebene Differenz zwi-
schen Vermögensgegenständen und Schulden sowie Rechnungsabgrenzungsposten 
zusammen. Da die Schulden des Landesbetriebs am 31. Dezember 2006 das Vermö-
gen übersteigen, ergibt sich in der Schlussbilanz ein nicht durch Eigenkapital ge-
deckter Fehlbetrag in Höhe von TEUR 31.950 (Schlussbilanz 2005: TEUR 32.632).

Sonderposten für Kostenerstattung investiver Bereich
Beim Zugang von Anlagevermögen wird in voller Höhe als Gegenposition der Son-
derposten für Kostenerstattungen investiver Bereich gebucht. Über den Zeitraum 
der Nutzungsdauer der Anlagen wird der Sonderposten in Höhe der Abschrei-
bungen ertragserhöhend aufgelöst. Hieraus ergibt sich ein Sonderposten für Kosten-
erstattung investiver Bereich in Höhe von TEUR 4.104 (Schlussbilanz 2005: 
TEUR 4.837).
Das Finanzministerium hat angeordnet, dass Zuführungsraten künftig als Kapitaler-
höhungen zu behandeln sind. Ab Juli 2007 wird deshalb beim Zugang von Anlage-
vermögen kein Sonderposten für Kostenerstattungen investiver Bereich mehr ge-
bucht.

Sonstige Rückstellungen
Die sonstigen Rückstellungen gliedern sich in die folgenden Positionen:

31.12.2006

TEUR

01.01.2006

TEUR

für Resturlaub 7.201 5.216

für Altersteilzeitverpfl ichtungen 5.455 5.373

für Verpfl ichtungen aus Jubiläumszahlungen 384 369

für Prozesskosten 138 36

für Verpfl ichtungen aus Umsatzsteuer 0 0

für ausstehende Rechnungen 3.944 5.451

für Jahresabschlusskosten 0 14

Gesamtsumme sonstige Rückstellungen 17.122 16.459

Die Rückstellungen für ausstehende Rechnungen bestehen hauptsächlich aus 
TEUR 3.805 für die Dezember-Vergütungen der Angestellten.
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Verbindlichkeiten
Sämtliche Verbindlichkeiten mit Ausnahme der Darlehen des Landes Baden-Würt-
temberg an die Betriebe gewerblicher Art (BgA) des Landesbetriebs haben eine 
Restlaufzeit von weniger als einem Jahr.

Verbindlichkeiten aus Lieferungen und Leistungen
Die Verbindlichkeiten aus Lieferungen und Leistungen betragen in der Summe 
TEUR 1.441 (Schlussbilanz 2005: TEUR 216) und bestehen im Wesentlichen aus 
Verbindlichkeiten für IuK-Dienstleistungen, Leistungen für Telekommunikation, 
Rückzahlung innerbetrieblicher Darlehen, Schlossmarketing, Schlossführungen, 
Wach- und Schutzdienste, Grünpfl ege im Schlossbereich sowie sonstigen Reparatur-
arbeiten.

Sonstige Verbindlichkeiten
Die sonstigen Verbindlichkeiten in Höhe von TEUR 73 (Schlussbilanz 2005: TEUR 
187) umfassen im Wesentlichen die kreditorischen Debitoren sowie übrige sonstige 
Verbindlichkeiten (Rückführung von investiven Mitteln in Höhe von TEUR 68 in 
den kameralen Bereich).

Verbindlichkeiten gegenüber verbundenen Unternehmen
Die Verbindlichkeiten gegenüber verbundenen Unternehmen in Höhe von TEUR 
26.528 (Schlussbilanz 2005: TEUR 30.852) bestehen in Höhe von TEUR 21.277 aus 
seitens des Landes an die BgA gewährten Restdarlehen sowie nicht ausgegebenen 
erhaltenen Anzahlungen des Landes in Höhe von TEUR 5.251 (TEUR 4.340 aus 
Buchungskreis 0602 abzüglich TEUR 374 Forderungen bezüglich Exigenzen, TEUR 
775 Wett- und Spielbankmittel aus Buchungskreis 0603 und Verbindlichkeiten ge-
genüber dem Landesbetrieb Bundesbau Baden-Württemberg für die Vermessungs-
gruppe in Höhe von TEUR 136).

Verbindlichkeiten aus Umsatzsteuer
Die Verbindlichkeiten aus Umsatzsteuer in Höhe von TEUR 309 (Schlussbilanz 
2005: TEUR 36) ergeben sich aus den Geschäftsvorfällen der BgA.

Passive Rechnungsabgrenzungsposten
Die passiven Rechnungsabgrenzungsposten in Höhe von TEUR 40 (Schlussbilanz 
2005: TEUR 21) ergeben sich hauptsächlich aus Vermietung und Verpachtung.
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3.3 Erläuterungen zur Gewinn- und Verlustrechnung

Der Landesbetrieb hat in der Schlussbilanz zum 31.12.2005 einen Teil der Zufüh-
rungsraten ertragswirksam aufgelöst. In der Schlussbilanz 2006 sind die Zuführungs-
raten auf Weisung des Finanzministeriums Baden-Württemberg als Kapitalerhöhung 
zu buchen. Dies führt in der Gewinn- und Verlustrechnung zu einer Reduzierung 
der Umsatzerlöse und damit zu einem Verlust.

Umsatzerlöse
Die Umsatzerlöse im Geschäftsjahr 2006 belaufen sich auf insgesamt TEUR 12.811 
und setzen sich wie folgt zusammen:

Sonstige betriebliche Erträge
Die sonstigen betrieblichen Erträge belaufen sich auf insgesamt TEUR 5.195 
(Schlussbilanz 2005: TEUR 5.590). Hierin enthalten sind im Wesentlichen die Erträge
·  aus Personalkostenerstattungen Dritter für Leistungen im Baubereich in Höhe  
 von TEUR 2.227 (Schlussbilanz 2005: TEUR 2.996),
·  aus Erstattungen der Parkraumbewirtschaftungs GmbH und der Landesstiftung in  
 Höhe von TEUR 819 (Schlussbilanz 2005: TEUR 744),
·  aus der Aufl ösung des Sonderpostens für Kostenerstattungen investiver Bereich  
 in Höhe von TEUR 1.780 (Schlussbilanz 2005: TEUR 1.635),
·  aus Erstattungen der Mitarbeiter und für sonstige Leistungen in Höhe von TEUR  
 263 (Schlussbilanz 2005: TEUR 126) und
·  aus Gestattungen in Höhe von TEUR 88 (Schlussbilanz 2005: TEUR 80).

31.12.2006         

TEUR

01.01.2006         

TEUR

Umsatzerlöse (insbes. aus Eintrittsgeldern für die Staatlichen Schlösser und Gärten) 7.438 6.827

Erträge aus Vermietung und Verpachtung (insbesondere aus der Verpachtung von 

Gaststätten und der Vermietung von Schlossräumen) 5.306 5.099

Erträge aus Zuschüssen des Landes 0 89.275

Erlöse aus Handelswaren und Kommissionswaren 1 6

Parkgebühren 66 55

Gesamtsumme Umsatzerlöse 12.811 101.262
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Materialaufwand
Aufwendungen für Roh-, Hilfs- und Betriebsstoff e und bezogene Waren
Die Aufwendungen betragen TEUR 511 (Schlussbilanz 2005: TEUR 439). Hierin ent-
halten sind im Wesentlichen die Aufwendungen für den Bezug von Rohstoffen, Ferti-
gungsmaterial und Vorprodukte in Höhe von TEUR 283 (Schlussbilanz 2005: TEUR 
264) und die Aufwendungen für den Bezug von Waren in Höhe von TEUR 216 
(Schlussbilanz 2005: TEUR 166).

Aufwendungen für bezogene Leistungen
Die Aufwendungen für die bezogenen Leistungen betragen TEUR 6.948 (Schlussbi-
lanz 2005: TEUR 5.785). Diese Aufwendungen sind im Wesentlichen zurückzuführen 
auf solche für
·  die Entwicklung von EDV-Programmen und Sachverständigengutachten in Höhe  
 von TEUR 988 (Schlussbilanz 2005: TEUR 1.145),
·  die Öffentlichkeitsarbeit in Höhe von TEUR 1.116 (Schlussbilanz 2005: TEUR 444),
·  die Grünfl ächenpfl ege in Höhe von TEUR 1.700 (Schlussbilanz 2005: TEUR 1.580),
·  sonstige Fremdleistungen in Höhe von TEUR 1.852 (Schlussbilanz 2005: TEUR  
 1.252) und
·  die Aufwendungen für Instandhaltung und Instandsetzung in Höhe von TEUR 496  
 (Schlussbilanz 2005: TEUR 718).

Personalaufwand
Löhne und Gehälter
Die Aufwendungen für die Löhne und Gehälter betragen TEUR 68.408 (Schlussbi-
lanz 2005: TEUR 70.075). Diese umfassen im Wesentlichen die Vergütungen in Höhe 
von TEUR 29.761 (Schlussbilanz 2005: TEUR 30.980) und die Beamtenbezüge in 
Höhe von TEUR 29.906 (Schlussbilanz 2005: 29.542).

Sozialaufwand
Die Sozialaufwendungen betragen TEUR 25.121 (Schlussbilanz 2005: TEUR 23.507). 
Sie bestehen im Wesentlichen aus dem Versorgungszuschlag in Höhe von TEUR 
9.132 (Schlussbilanz 2005: TEUR 9.068), aus dem Arbeitgeberanteil an der Sozialver-
sicherung in Höhe von TEUR 7.599 (Schlussbilanz 2005: TEUR 7.901) und aus Beihil-
fen für Beamte in Höhe von TEUR 2.010 (Schlussbilanz 2005: TEUR 1.893).

Abschreibungen
Die Abschreibungen betragen TEUR 1.781 (Schlussbilanz 2005: TEUR 1.635). Sie 
umfassen im Wesentlichen Abschreibungen für EDV-Anlagen in Höhe von TEUR 79 
(Schlussbilanz 2005: TEUR 73), für Werkzeuge, Werkgeräte und Modelle in Höhe 
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von TEUR 77 (Schlussbilanz 2005: TEUR 74), für den Fuhrpark in Höhe von TEUR 70 
(Schlussbilanz 2005: TEUR 76), für sonstige Betriebsausstattung in Höhe von TEUR 209 
(Schlussbilanz 2005: TEUR 192), für Büromöbel und die sonstige Geschäftsausstattung in 
Höhe von TEUR 641 (Schlussbilanz 2005: TEUR 600), für Büromaschinen und Organisa-
tionsmittel in Höhe von TEUR 356 (Schlussbilanz 2005: TEUR 381) und für geringwer-
tige Güter der Betriebs- und Geschäftsausstattung in Höhe von TEUR 300 (Schlussbilanz 
2005: TEUR 189).

Sonstige betriebliche Aufwendungen
Die sonstigen betrieblichen Aufwendungen betragen TEUR 5.252 (Schlussbilanz 2005: 
TEUR 5.059) und umfassen unter anderem Aufwendungen für
·  Mieten, Pachten in Höhe von TEUR 52 (Schlussbilanz 2005: TEUR 19),
·  Leasing von Fahrzeugen in Höhe von TEUR 45 (Schlussbilanz 2005: TEUR 31),
·  Leasing von EDV-Ausstattung in Höhe von TEUR 115 (Schlussbilanz 2005: TEUR 35),
·  Leasing von Kopiergeräten in Höhe von TEUR 204 (Schlussbilanz 2005: TEUR 222),
·  Leasing von Leiharbeitskräften in Höhe von TEUR 33 (Schlussbilanz 2005: TEUR 61),
·  Prüfung und Beratung in Höhe von TEUR 63 (Schlussbilanz 2005: TEUR 83),
·  Anwaltskosten in Höhe von TEUR 157 (Schlussbilanz 2005: TEUR 13),
·  Büromaterial in Höhe von TEUR 183 (Schlussbilanz 2005: TEUR 159),
·  Zeitungen und Fachliteratur in Höhe von TEUR 165 (Schlussbilanz 2005: TEUR 157),
·  aus Wett- und Spielbankmitteln für die Staatlichen Schlösser und Gärten fi nanzierte   
 Leistungen in Höhe von TEUR 2.098 (Schlussbilanz 2005: TEUR 2.443),
·  Porto, Versandkosten und Zustelldienste in Höhe von TEUR 240 (Schlussbilanz 2005:   
 TEUR 213),
·  Telekommunikation in Höhe von TEUR 233 (Schlussbilanz 2005: TEUR 289),
·  Verbrauchsmaterial EDV in Höhe von TEUR 353 (Schlussbilanz 2005: TEUR 208),
·  sonstiges Verbrauchsmaterial in Höhe von TEUR 626 (Schlussbilanz 2005: TEUR 527)   
 und
·  Reisekosten in Höhe von TEUR 511 (Schlussbilanz 2005: TEUR 543),
·  Verluste aus Abgang von Vermögensgegenständen in Höhe von TEUR 56 
 (Schlussbilanz 2005: TEUR 0) und
·  Kostenerstattungen an Gebietskörperschaften in Höhe von TEUR 136 (Schlussbilanz   
 2005: TEUR 0).
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Zinsen und ähnliche Aufwendungen
Die Zinsen und ähnlichen Aufwendungen betragen TEUR 520 (Schlussbilanz 2005: TEUR 348) und be-
stehen aus Aufwendungen für Zinsen aus innerbetrieblichen Darlehen der Betriebe gewerblicher Art.
 
Außerordentliche Erträge
Die außerordentlichen Erträge betragen TEUR 12 (Schlussbilanz 2005: TEUR 11) und bestehen über-
wiegend aus Beiträgen zum Fischbesatz.

Außerordentliche Aufwendungen
Die außerordentlichen Aufwendungen betragen TEUR 13 (Schlussbilanz 2005: TEUR 0) und bestehen 
überwiegend aus dem Aufwand für eine TK-Anlage.

Steuern
Die Aufwendungen für Steuern betragen TEUR 9 (Schlussbilanz 2005: TEUR 13) und ergeben sich zum 
überwiegenden Teil aus der Kraftfahrzeugsteuer.

3.4 Sonstige Angaben
Haftungsverhältnisse, die nicht in der Schlussbilanz ausgewiesen sind
Entsprechende Haftungsverhältnisse bestehen beim Landesbetrieb Vermögen und Bau nicht.

Sonstige fi nanzielle Verpfl ichtungen
Zum Stichtag der Schlussbilanz bestehen sonstige fi nanzielle Verpfl ichtungen in Höhe von TEUR 5.910 
(Schlussbilanz 2005: TEUR 1.777). Im Wesentlichen handelt es sich dabei um Verpfl ichtungen aus lang-
jährigen Miet-, Leasing- sowie Wartungsverträgen. Der Unterschiedsbetrag zwischen den Jahren 2005 
und 2006 resultiert im Wesentlichen aus den neu abgeschlossenen Verträgen in den Schwerpunktämtern 
der Staatlichen Schlösser und Gärten. Im Amt Ludwigsburg wurde ein Vertrag für die Aufsichtsdienste 
in den Museen abgeschlossen. Im Amt Mannheim wurden Verträge geschlossen für Hotline, Führungen, 
Kassendienste sowie Geldtransporte.

Leiter des Landesbetriebs Vermögen und Bau Baden-Württemberg ist Direktor Armin-Hagen Berberich.

Stuttgart, 25. Juni 2007
Vermögen und Bau Baden-Württemberg

gez. Armin-Hagen Berberich gez. Wolfgang Lichner
Direktor Betriebliches
Landesbetrieb Rechnungswesen
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4  Zustimmung des Finanzministeriums 
 zur Schlussbilanz 2006

Das Finanzministerium stimmt der Schlussbilanz und der Gewinn- und Verlustrechnung 2006 
des Landesbetriebs Vermögen und Bau Baden-Württemberg in der mit Schreiben vom 
25. Juni eingegangenen Fassung zu.

Stuttgart, 26. Juli 2007

Gollong
Finanzministerium Baden-Württemberg
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5  Anlagen des Landesbetriebs

Entwicklung des 

Anlagevermögens (Bruttodarstellung) Anschaffungs- und Herstellungskosten

01.01.2006 Zugänge Umbuchungen Abgänge 31.12.2006

EUR EUR EUR EUR EUR

I. Immaterielle Vermögensgegenstände

 Nutzungsrechte und Software 103.094 14.966 0 0 118.060

II. Sachanlagen

1. Technische Anlagen und Maschinen 504.417 39.300 0 0 543.717

2. Andere Anlagen, Betriebs- 5.864.289 1.050.091 0 67.647 6.846.733

und Geschäftsausstattung

6.368.706 1.089.391 0 67.647 7.390.450

6.471.800 1.104.357 0 67.647 7.508.510
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Kumulierte Abschreibungen Buchwert

01.01.2006 Zugänge Umbuchungen Abgänge 31.12.2006 31.12.2006 01.01.2006

EUR EUR EUR EUR EUR EUR EUR

20.109 22.021 0 0 42.130 75.930 82.985

93.472 98.967 0 0 192.439 351.278 410.945

1.521.584 1.659.786 0 11.697 3.169.673 3.677.060 4.342.705

1.615.056 1.758.753 0 11.697 3.362.112 4.028.338 4.753.650

1.635.165 1.780.774 0 11.697 3.404.242 4.104.268 4.836.635
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